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Verblüffende Ehrlichkeit Winston Churchills 

Churchill bekannte gegenüber Lord Robert Boothby: 

“Das unverzeihliche Verbrechen Deutschlands vor dem Zweiten 
Weltkrieg war der Versuch, seine Wirtschaftskraft aus dem 
Welthandelssystem herauszulösen und ein eigenes 
Austauschsystem zu schaffen, bei dem die Weltfinanz nicht mehr 
mitverdienen konnte.” 

(Quelle: Sidney Rogerson, Propaganda in the Next War, Vorwort zur 2. Auflage 2001, 
ursprünglich 1939 erschienen) 


Winston Churchill 


Fundstückei 

1. Weil General Elias, tschechischer Ministerpräsident im Protektorat, nicht immer nach Beneschs Pfeife tanzte, 
denunzierte ihn dieser durch gefälschte Briefe bei der Gestapo. Hingerichtet wurde er nach dem Tode Heydrichs 
(Kalvoda, Josef, Czechoslovakia's Role in Sovjet Strategie, S. 312 f.) 

2. Die SL hat 15 Landesverbände (LV), 6 Bezirke (statt eines LV Bayern) und 190 Kreisverbände. Einige LV 
sind sehr schwach, wie Schleswig-Holstein mit 20 Mitgliedern (SL-Angabe vor Gericht und eigene Recherchen). 

3. In Budapest wurden zwei Burkini-Trägerinnen aus dem Szechenyi-Thermalbad geschickt, da es in 
ungarischen Bädern verboten ist, Kleidung zu tragen, die wegen Hygiene und Unfallgefahr bedenklich ist. Einen 
ähnlichen Vorfall gab es in Wien (Budapester Zeitung, 18.10.2016, S. 9). 

4. An polnischen Baustellen gehören „die blauen Schilder“, die auf eine Förderung durch die EU hin weisen, zum 
Landschaftsbild (Navid Kermani, Spiegel, 41, S. 130) 
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Im Riesengebirge 


Ein Grenzstein im Riesengebirge (sh. Umschlagbild, Seite 1 

Das Foto auf dem Deckblatt hat ein Witiko-Kamerad von einer Reise in das 
Riesengebirge mitgebracht. Es zeigt einen Grenzstein zwischen Tschechien und 
Polen. Bei genauer Betrachtung erkennt man unter der weißen Tünche noch das 
eingemeißelte „D“ für Deutschland. 

Ja, das „D“ ist in Stein gemeißelt und das „P“ nur darüber gemalt. Das könnte 
man symbolisch deuten, aber das nützt uns wenig. Nicht einmal bei den Feiern 
zur Deutschen Einheit am 3. Oktober in Dresden wurde an die Gebiete östlich 
der Oder-Neiße-Linie erinnert. Als Wiedervereinigung Deutschlands gilt - politisch korrekt - die 
Zusammenführung der Ex-DDR mit der Bundesrepublik. 

Peinlicher Eiertanz 

Um die Abtrennung der deutschen Ostgebiete führte man einen skurrilen Eiertanz auf. Geplant 
war sie schon frühzeitig, wie man etwa aus einer Denkschrift Oberst Becks im Jahre 1932 weiß. 
1945 war es dann so weit. Zwar versuchte man noch den Schein zu wahren und gab vor, die 
Ostgebiete nur unter „vorläufige polnische Verwaltung“ zu stellen. Was aber gemeint war, sah 
man an den Vertreibungen der Deutschen. Zum Plan gehört auch die Verweigerung eines 
Friedensvertrages, denn dann müsste man auch über das Völkerrecht sprechen. Und seit man die 
wirklichen Täter von Katyn wieder nennen darf, fehlt auch ein wichtiges moralisches Argument. 
Es wäre Zeit, sich des IMT-Chefanklägers Jackson zu erinnern, der 1945 lautstark verkündete: 
„Friedenssicherung durch das Recht“. 

W estverschiebung 

Zu peinlichen Verbiegungen der Wahrheit kam es auch bei der 
Behauptung, die deutschen Ostgebiete seien der Ersatz für die 
polnischen Abtretungen im Osten. Dort haben sich die Sowjets 
1945 aber nur zurückgeholt, was ihnen 1921 geraubt worden 
war. Diesem Flächenschacher liegt die Vorstellung zugrunde, 
je mehr Land, desto einflussreicher. Aber Deutschland ging es 
nie besser als in den 1980er-Jahren, als es geographisch das 
„kleinste jemals existierende Deutschland“ war. Polen 
hingegen hängt trotz imposanter geographischer Ausdehnung 
am Tropf der EU, was sich unschwer an den blauen Schildern 
an vielen polnischen Baustellen ablesen lässt. Reisende sagen, 
dass diese Schilder schon fast zum Landschaftsbild Polens 



gehören (Spiegel, 41/2016, S. 130). Auch verlassen viele Polen ihr nun so großes Vaterland 
scharenweise und bleiben in Großbritannien oder sogar im geschrumpften Deutschland. 

Bedeutung von Grenzen 

Die Menschheit kennt Grenzen, solange man zurückdenken kann. Zu erinnern ist an die 
Chinesische Mauer oder den Limes. Ins andere Extrem fallen die Globalisieren Ihnen ist 
vermutlich nicht bewusst, dass Grenzen auch helfen, kulturelle Vielfalt und Buntheit zu 
bewahren. Noch ernsthafter argumentiert Sahra Wagenknecht in ihrem neuen Buch „Reichtum 
ohne Gier“: Demokratie lebt nur in Räumen, die für den Menschen überschaubar sind. Nur dort 
hat der Demos eine Chance, mit politischen Entscheidungsträgern in Kontakt zu kommen, sie zu 
beaufsichtigen und zu kontrollieren.... Es existiert daher auf absehbare Zeit eine Instanz, in der 
echte Demokratie leben kann und für deren Re-Demokratisierung wir uns einsetzen müssen: das 
ist der historisch entstandene Staat... “ (S. 23 f.). 

Grenzen sollten also sein. Im 20. und 21. Jahrhundert sollte aber auch beachtet werden, dass ihre 
Änderung nur nach Volksabstimmung möglich ist. Das aber fällt vielen noch schwer, wie 
Deutschland leidvoll erfahren musste. (F. V.) 
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Volkstrauertag 

„Kein Mohn auf Böhmens Feldern" 

Allerseelen, Allerheiligen und der Volkstrauertag fallen in den November. Das ist kein Zufall, 
denn es ist Herbst, und die Natur bietet uns das Schauspiel der Vergänglichkeit. Durch das 
Totengedenken unterscheidet sich der Mensch von den übrigen Kreaturen des Erdkreises. In 
besonderer Weise gedenkt man in England. Dort tragen die Leute am 11. November, dem Tag 
des Waffenstillstands im Ersten Weltkrieg, Nachbildungen roter Mohnblüten am Revers. Das 
ist ein Brauch, der auf ein Gedicht zu Ehren der 1915 in Flandern Gefallenen zurückgeht und 
das zum wertvollsten geistigen Besitz der britischen Nation zählt: 

Auf Flanderns Feldern blüht der Mohn 
zwischen Reihen von Kreuzen, 
wo unser letzter Ruheplatz ist; und am Himmel 
fliegen immer noch die prächtig singenden Lerchen; 
kaum hörte man ihren Gesang unten bei den Geschützen 
Wir sind die Toten. Vor kurzem noch 
lebten wir, nahmen die Morgendämmerung wahr; 
liebten und wurden geliebt. Und jetzt liegen wir 
auf Flanderns Feldern.*) 

Und was hat das mit den sudetendeutschen Vertriebenen zu tun? Das ist einfach, denn es zeigt 
uns, was auf „Böhmens Feldern" fehlt. Dort leuchtete kein Mohn zwischen den Gräbern, ja die 
Vertriebenen wurden von diesen gewaltsam getrennt und durften sie erst nach Jahrzehnten 
wieder besuchen. Die meisten waren dann schon zerstört oder verfallen. Auch darin äußerte 
sich die Unmenschlichkeit der Vertreibung. Manche Landstriche haben eben keinen Mohn! 

*) geschrieben 1915 von Lieutenant Colonel John McCrae am Grabe seines besten Freundes 


Wichtiger Hinweis an alle Mitglieder! 

Liebe Mitglieder, 

am Montag, 2.1.2017, wird wieder der jährliche Mitgliedsbeitrag per SEPA-Lastschrifteinzugs- 
verfahren von Ihrem Konto abgebucht. Wir bitten daher, Änderungen Ihrer Bankverbindung bis 
spätestens 9.12.2016 mitzuteilen, da diese ansonsten nicht mehr berücksichtigt werden können. 
Bei Rücklastschriften fallen Gebühren an, die wir Ihnen dann leider weiterberechnen müssten. 
Wir danken für Ihr Verständnis! Die Geschäftsführung 



2 Gerichtstermine! 

Wer kann, besuche bitte folgende Verhandlungen: 

1. ) München: Montag, 21.11.2016.9.00 h, LG München I, Justizpalast, Priel- 
mayerstr. 7, Raum 167 (l.St). Wegen Personenkontrolle bitte etwas früher 
kommen! Thema: Aberkennung der SL-Mitgliedschaft Ingolf Gottsteins. 

2. ) Frankfurt: Donnerstag, 08.12.2016,11.00 h, AG Frankfurt, Gebäude B, 
Gerichtsstr. 2, Raum 391. Thema: Darf sich B. Posselt Volksgruppensprecher 
nennen? (Bild links: Justizpalast München) 
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Der Vorsitzende hat das Wort 

Liebe Kameradinnen und Kameraden! 

Unsere Jahrestreffen sind mehr als routinemäßige Rituale eines „e.V.“ Es sind eigentlich Wahrheits¬ 
oder Gerechtigkeitskongresse. So war es auch in diesem Jahr, und man wüsste gerne, ob auch für 
Geschichtsklitterungen und Schlimmeres die Obergrenze abgeschafft wurde. Aber wo sich 
Regierungen einmal ganze Stäbe gehalten haben (und halten?), um Desinformation zu betreiben, 

entstehen Brüche, die nicht mehr so leicht zu kitten sind. Freilich haben wir uns da 
eine schwierige Aufgabe gestellt. Wir gehen sie aber mutig an und lassen uns auch 
nicht von dem Vorwurf schrecken, den Zug der Zeit verpasst zu haben. Dieser 
Vorwurf würde uns nur treffen, wenn man beweisen könnte, dass die Welt von 
heute nicht mehr die von gestern ist! 

Lasst uns daher, liebe Kameradinnen und Kameraden, unseren Weg im Sinne 
Adalbert Stifters weitergehen! Die Ergebnisse bei Gericht beweisen, dass wir den 
Streit nicht mutwillig vom Zaun gebrochen haben. Was wir aber tun, vollbringen 
wir stellvertretend für die ganze Volksgruppe. Freilich ist uns das nicht ohne Eure 
wertvolle Mithilfe möglich! Viele haben sich das zu Herzen genommen und unsere Bemühungen mit 
ihren Spenden unterstützt. Dafür danke ich ganz herzlich! Wir sind aber noch nicht über dem Berg, 
und so möchte ich es erneut wagen, Euch weiterhin um eine großzügige Spende zu bitten! 



Felix Vogt Gruber 


Nach den Gedenktagen im November bereiten wir uns auf die Adventszeit vor. Dafür und für das 
NEUE JAHR wünsche ich Euch alles Gute! 

Euer 

*pdt% *l/oyt faden 

Bundes Vorsitzender 


Spendenbitte! 

Liebe Landsleute! 

Leider reichen unsere Kassenbestände nicht mehr für die nächste große Aufgabe. Diese heißt: 
Unterstützung des Klägers beim Versand von Infobriefen an die etwa 17.000 SL-Mitglieder zwecks 
Information über die Absichten des SL-Vorstandes. Bitte, liebe Mitglieder und Freunde, zeigen Sie 
sich weiter großzügig bei der Unterstützung der für unsere Volksgruppe so entscheidenden Sache! 
Unsere Konto: Witikobund e. V., IBAN: DE 3170 0202 7068 8015 7106 (Hypovereinsbank 
München); BIC: HYVEDEMMXXX 

Steuerbefreiung: Spenden bis 200 € können ohne Bestätigung des Empfängers steuermindernd 
geltend gemacht werden. Nur angeben: Freistellungsbescheid des Finanzamtes Bad Homburg vom 
07.11.2014 zur Steuernummer 03 250 99235. K08.. 


Das neue Parteiprogramm der CSU 

Die CSU hat am 5.November 2016 ein neues Grundsatzprogramm verabschiedet. Es ist das siebte 
ihrer Geschichte. In der „Urfassung“ enthielt es krasse Falschaussagen zur Sudetenfrage. Diese 
konnten nicht zuletzt durch die Aufmerksamkeit unseres Vize vor sitzenden Hans Slezak, der auch 
Vorsitzender des SL-Bezirks Oberbayern ist, halbwegs ausgemerzt werden. Die vom CSU-Parteitag 
verabschiedete Fassung lautet nun: „Dass heute ein gutes nachbarschaftliches Verhältnis 
mit Tschechien erreicht wurde, ist eine großartige Errungenschaft und eine gute 
Basis, um berechtigte Anliegen der Vertriebenen zu vertreten 

Über die Entstehungsgeschichte dieser Version gibt die Anlage 6 zum Protokoll des Jahrestreffens in 
Oberteisbach Auskunft. Es wird daher gebeten, sich darüber auf Seite 11 zu informieren! 

Ganz wichtig ist Slezaks Anregung, von der CSU nun die Vertretung unserer berechtigten 
Anliegen einzufordern! 
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Die Jahreshauptversammlung 2016. 

(mit 8 Anlagen) 

Der Witikobund hatte für das Wochenende 8./9. Oktober 2016 zu seiner Jahreshauptversammlung 
nach Oberteisbach geladen. Schon am Abend vorher trafen sich der Vorstand und interessierte 
Mitglieder, um den Tagungsablauf noch einmal durchzusprechen. Dank dieser Vorbereitung verlief 
die Versammlung tags darauf reibungslos. Der nachstehende Tagungsbericht beginnt mit einer 
pauschalen Übersicht, der dann die Einzelheiten in acht Anlagen folgen.. 

V ormittagssitzung 

Nach der Begrüßung kam der Vorsitzende, Felix Vogt Gruber, zur Totenehrung. Besonders 
hervorgehoben wurde Kam. (f) Alois Friedl, Frankfurt, dessen unverbrüchliche Heimattreue Vorbild 
für uns alle sein müsse. Es folgten eine Grundsatzerklärung des Vorsitzenden und allgemeine 
Mitteilungen, darunter die Information, dass der Witikobund in diesem Jahr erstmals keine Einladung 

zu den Marienbader Gesprächen erhalten 
hatte. Andrerseits gab es in der Satzungsfrage 
aufmunternden Zuspruch höchster sudeten¬ 
deutscher Autoritäten. Der Kassenwart konnte 
eine ausgeglichene Rechnung vorlegen, was 
wegen der Zuschüsse zu den Prozesskosten 
Gottstein vs. SL aber nur dank beachtlicher 
Spendenzuflüsse und der Heranziehung 
einiger Reserven möglich war. Für die 
Kassenprüfer stellte Frank Dittrich den Antrag 
auf Entlastung, die einstimmig erteilt wurde. 
Für die Vorstands wählen legte der alte 
Vorstand, wie es die Satzung verlangt, einen 
eigenen Wahl vor schlag vor. Dieser lautete auf 
Wiederwahl des geschäftsführenden Vorstandes. Einige neue Gesichter gab es dann aber im 
erweiterten Vorstand. Namen und Funktion siehe Anlage 1! Alle Nominierungen fanden bei ganz 
wenigen Enthaltungen die Zustimmung der Versammlung. 

Nachmittagssitzung 

Am Nachmittag fasste die Versammlung folgende Beschlüsse: Der WB wird zusammen mit dem SL- 
Fandesverband Sachsen der EUFV (Europäische Union der Flüchtlinge und Vertriebenen, einst geführt von 
Dr. Lacota) beitreten. Ferner wird er an die SF den Antrag auf Beendigung der Diskriminierung stellen, 
denn die ergangenen Gerichtsurteile haben die Kritik am SL-Kurs als gerechtfertigt bestätigt. 
Schließlich wird der Witikobund bei der Deutschen Bischofkonferenz gegen die Einstellung der 
Vertriebenenseelsorge protestieren. Der nachwachsenden Generation müsse die starke kirchliche 
Tradition in den Heimatgebieten vermittelt werden. 

Sehr informativ war die Fortsetzung der Versammlung mit den Berichten von Ingolf Gottstein und 
Hans Slezak über den Prozessstand bzw. über gewisse Ereignisse in der SL und der CSU. Berichte 
dazu siehe Anlagen 2 & 4! 

Das Sonntagsprogramm 

Das Sonntagsprogramm begann mit der Verabschiedung einer Resolution (Wortlaut siehe Anlage 7, S. 
12). Anschließend referierte der Schriftleiter über das neue Buch Sahra Wagenknechts („Reichtum 
ohne Gier“, sh. Anlage 8, S. 13). Letzter Programmpunkt war schließlich ein interessanter Vortrag von 
Erika Köcher über die soziale Lage auf Kuba. 

In seinem Schlusswort bedankte sich der Vorsitzende für die konzentrierte Mitarbeit der Teilnehmer 
und betonte, dass der Druck auf den Bund dessen Zusammenhalt sichtlich gestärkt habe. Ein 
besonderer Dank galt einem großzügigen Spender, der am ersten Abend der Zusammenkunft die 
Bewirtungskosten für alle anwesenden Teilnehmer übernommen hatte. 



Der neue Vorstand, sitzend v.l.: Köhler, Slezak, Vogt Gruber, 
Köcher, Gottstein, stehend v.l.: Zappe, Lack, Hörrmann, Volk, 
Bergmann, von Heydebrand 
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Verzeichnis der Anlagen: 

Hier folgen die acht (8) Anlagen zu obigem Tagungsbericht in chronologischer Folge: 


Anlage 1: Der neue Vorstand, S.7 

Anlage 2: Die Lage bei Gericht (Gottstein), S. 7 

Anlage 3: Brief des Landesvorsitzenden Baden-Württembergs, S. 8 

Anlage 4: Der Kommunalpolitische Kongress in Pilsen (Slezak), S. 8 

Anlage 5: Rede bei der Protestdemonstration in Pilsen (Dr. Milan Richter), S. 10 

Anlage 6: Die Szene in München (Hans Slezak), S. 11 

Anlage 7: Beschluss der Versammlung, S. 12 

Anlage 8: Anmerkungen zum Buch Sahra Wagenknechts „Reichtum ohne Gier“ (Volk), S. 


13 


Anlage 1 (der neue Vorstand): 

Bundesvorsitzender: Felix Vogt Gruber; 1. Stellv. Vorsitzender: Johann Slezak; 2. Stellv. Vorsitzende: 
Erika Köcher; Kassenwart: F.Volk 

Erweiterter Vorstand: Claus Hörrmann (Schriftführer), Prof. Erhard Korkisch (Fachgebiet 
Denkmalpflege): Emst S. von Heydebrand (Fachgebiet Recht), Gernot Bergmann (Fachreferent 
Umwelt); Ingolf Gottstein und Franz Zappe (Fachgruppe Medien); Rüdiger Lack (Fachreferent 
Sudetendeutsche Geschichte), Walter Köhler (Fachreferent Organisation) 


Anlage 2 (die Lage bei Gericht): 

Ingolf Gottstein berichtete am Samstagnachmittag über den Fortgang der einzelnen von ihm mit 
unserer Unterstützung geführten Prozesse. Bei diesen gehe es grundsätzlich um die Verhinderung der 
Entrechtung der Heimatvertriebenen aus dem Sudetenland. 

Da die SL im Satzungsstreit offenbar ihre Chancenlosigkeit erkannt hat, verlege sie sich auf 
Nebenschauplätze. So hat sie versucht, den Prozess durch Ausschluss des Klägers aus der SL zu 
beenden. Das Gericht wird über die Gültigkeit des Ausschlusses am 21. November 2016 befinden. 

Da erneut krasse Formfehler vorliegen, dürfte das Ausschluss¬ 
verfahren für unwirksam erklärt werden. Damit sei das 
gegnerische Anwaltsbüro erneut durch fehlerhafte Rechts¬ 
beratung aufgefallen, was zu einer unnötigen Belastung der SL- 
Vereinskasse führe. Insgesamt verliefen die Verfahren äußerst 
zäh, was auch daran liege, dass man die Vollstreckung des 
OLG-Urteils zur Mitgliederliste merkwürdigerweise der Richterin übertrug, die in erster Instanz zu 
Gunsten der SL entschieden hatte. Offen ist auch noch die Frage, ob die Bundesversammlung am 
27728. Februar 2016 gültige Beschlüsse fassen konnte. Wird erkannt, dass die Sitzung zu Unrecht 
stattfand, sind alle Wahlen und Beschlüsse nichtig. Das würde auch die Satzungsänderung betreffen. 
Ob die SL-Führung dann noch einen dritten Anlauf nimmt, ist angesichts der Rechtslage und 
entsprechender Präzedenzurteile fraglich. 

Die Mitgliederlisten wurden bisher noch nicht ausgehändigt, so dass sich das Urteil jetzt „in 
Vollstreckung“ befindet, was bedeutet, dass den SL-Vorsitzenden ein Zwangsgeld von 6.000 Euro 
oder Erzwingungshaft droht. Das Gericht hat der SL allerdings eine letzte Frist bis Mitte Dezember 
eingeräumt. Am 04. Oktober 2016 erreichte den Kläger ein „Friedensangebot“ der SL. Er könne die 
bisher eingetroffenen Anschriften in der Geschäftsstelle abholen. Da es sich dabei dem Vernehmen 
nach nur um etwa 20 Prozent der Anschriften handelte, ging der Kläger nicht darauf ein.*) 

Gegen die angedrohten Zwangsmaßnahmen hat sich die SL mit den bekannten Gründen beim 
Bundesgerichtshof beschwert. Allerdings wird davon die Vollstreckbarkeit des Urteils des OLG 
vorerst nicht berührt. 

*) Inzwischen umging die SL die Weigerung des Gläubigers, indem sie ihm einen Datenträger (Stick) per Post zusandte. 


Worauf es ankommt: 

Sagt A zu B: Ich habe den Prozess 
gewonnen, denn ich hatte einen viel 
besseren Anwalt als mein Gegner. Und 
außerdem sprach die Rechtslage für 
mich. 
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Anlage 3 (zum Thema Mitgliederliste): 

Einen interessanten Brief an seine Untergliederungen schrieb der SL-Landesvorsitzende 
in Baden-Württemberg (Tipp- und Komma-Fehler von der Red. ausgebessert): 

(Anrede....) 

„Nun hat sich die Situation wie folgt entwickelt: 

- Der Klage des Herrn Gottstein wurde bisher in allen Instanzen recht gegeben 

- Ein Verfahren vor dem Bundesgerichtshof ist zwar noch anhängig, allerdings hat dies aktuell keinen 
Einfluss auf die Entscheidungen des Oberlandesgerichtes (OLG) in München, denn das OLG hat 
nicht nur Gottstein Recht gegeben, sondern vielmehr unter Androhung von Zwangsmaßnahmen die 
Adresslisten angefordert und dem Bundesverband aufgegeben, bis Anfang/Mitte Dezember die 
Adresslisten herauszugeben, andernfalls die Zwangsmaßnahmen vollstreckt werden - hieße Gefängnis 
für die SL-Vorsitzenden oder 6.000 € Zwangsgeld. 

- Der Bundesverband sendet daher morgen an die Landesobleute die Aufforderungen, bis Monatsende 
Oktober die Adresslisten herauszugeben, andernfalls Klage auf Herausgabe gestellt wird. 

- Wir müssen nun entscheiden, wie wir damit umgehen. Aus B.-W. kam von der KG Stuttgart das 
klare Signal, keine Adressen herauszugeben, da befürchtet wird, dass Gottstein damit Schindluder 
treiben wird. Das ist auch nicht von der Hand zu weisen, da auch der Witikobund recht offen im 
Witikobrief darüber gesprochen hat,, dass er, der Witikobund, die Adressen nutzen wolle, wenn sie 
denn erst einmal da wären. Aber auch das scheint nicht auszureichen, um die Adressen zu verweigern, 
denn das wäre ja nur der Verdacht einer Missachtung der Eigennutzung durch Herrn Gottstein und 
noch nicht der Tatbestand. Auch einzelne Personen weigern sich wohl, ihre Adresse bekannt zu geben. 

- Die Klage würde sich bei uns nur auf die KG beziehen, die nicht geliefert haben. 

Ich bitte Euch um Eure Einschätzung. Wir haben noch drei Wochen Zeit, bis wir die Adressen melden 
müssten. Oder sollen wir es auf eine Klage ankommen lassen. Nur kann uns derzeit kein Anwalt 
wirklich richtige Auskunft geben. Es ist verzwickt.“ 

(Dank- und Grußfloskel , Unterschrift) 


Anlage 4 (Kommunalpolitischer Kongress in Pilsen): 
a) Vorwort der Schriftleitung 

Die SL hatte für den 10. September 2016 zu einer Kommunalpolitischen Tagung nach Pilsen 
eingeladen. Kam. Slezak hat die strapaziöse Reise in die westböhmische Metropole auf sich 
genommen und damit unseren herzlichsten Dank verdient! Im Vorfeld gab es Gerüchte über eine 
tschechische Gegendemonstration. Es waren dann aber nur etwa fünfzehn Demonstranten in einem 
Park zu sehen, die sich nach einer halben Stunde zerstreuten. Die Rede des Vorsitzenden des „Bundes 
der tschechischen Grenzgebiete“ war dennoch recht feindselig. Sie wird weiter unten abgedruckt 
(Anlage 5, S. 10). 

Mit dieser Kommunal Versammlung knüpfte man an Bestrebungen aus den frühen Siebzigerjahren an. 
Damals bemühten sich gleich nach den (in der BRD umstrittenen) Ostverträgen tschechische 
Kommunen um Städtepartnerschaften. Die Absicht war ohne Zweifel, damit eine Art Absolution für 
die Verbrechen an den Sudetendeutschen zu erschleichen und damit hoffähig zu werden, aber auch um 
Zwist zwischen den Patenstädten und den Vertriebenen zu säen. Die deutschen Kommunen zögerten 
meist, vor allem aus Rücksicht auf die Vertriebenen. Nach der Wende kam es in Mode, Patenschaften 
für die Vertriebenen mit Partnerschaften mit den VertreiberStädten zu verknüpfen. Über allem 
schwebte (und schwebt) ein nebulöser Versöhnungsbegriff. Versöhnung ist aber nicht nur 
bierselige Kumpanei, sondern umfasst Schuldeingeständnis und Buße. 

Von all dem war in Pilsen nichts zu hören. Nach wie vor gilt, dass Partnerschaften vor allem den 
Vertreibem nützlich sind, weil sie Normalität vorgaukeln. 

Das Hauptreferat in Pilsen hielt SL-Vizepräsident Dr. Günter Reichert. Er berichtete von der 
Städtepartnerschaft Forchheim-Braunau (Broumov) und freute sich, dass sich junge Tschechen in 
unseren ehemaligen Heimatorten mehr und mehr heimisch fühlten. Tiefere, teilweise entlarvende aber 
wahrheitsgetreue Einblicke erlangte man meist nur im privaten Gespräch. Der nachfolgende Bericht 
unseres Kontaktmanns Slezak gibt auch dafür passende Beispiele: 
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b) Bericht zur kommunalpolitischen Tagung in Pilsen vom 09-11.09.2016 
von Johann Slezak: 

Wer erwartet hatte, dass in Pilsen über neue, grenzüberschreitende, kommunalpolitische Initiativen 
und Aktionen berichtet werde, wurde enttäuscht. Auch die Zahl aktiver Kommunalpolitiker, aus 
Deutschland und der Tschechischen Republik, war sehr überschaubar. Anwesend waren in der Regel 
die „alte Garde“ von Kommunalpolitikern oder solche, die wie ich, längst kein kommunalpolitisches 
Mandat mehr haben. 

Alle Berichte und Beiträge waren gut, bezogen sich aber meist auf längst geschlossenen Partner¬ 
schaften und grenzüberschreitende Begegnungen. Die Möglichkeiten, über die „Euregio-Instanzen“ 
und den Zukunftsfonds Zuschüsse für grenzüberschreitende Aktionen zu erhalten, wurden dargelegt. 
Auch dieser Kongress wurde ja vom Zukunftsfonds finanziert. 

Die Bedeutung des Kongresses zeigte sich daran, dass die angekündigte „Groß-Demo“, der 
Grenzlandtschechen gegen den Kongress aus ca. 12 Figuren mit einer Tschechischen Fahne und einer 
Spruchtafel, bestand. 

Die Vorbereitung durch Frau Schuster war gut. Die Beiträge der Referenten, auch wenn sie nichts 
Neues berichten konnten, waren es auch. 

Auf zukunftsweisende Aktionen, wie zweisprachige Ortsbezeichnungen, den dringenden Erhalt der 
Friedhöfe, die Pflege der Deutschen Kultur und Geschichte oder gar auf ein Angebot an Vertriebene 
und ihre Nachkommen, sich in ihren Heimatgemeinden ein Standbein zu schaffen, wartete man 
vergeblich. 

In der Diktion der SL war der Kongress, an dem vom Landesvorstand Bayern nur Herr Hörtier und ich 
teilnahmen, wieder einmal ein „zukunftsweisender Durchbruch“, auch wenn diese Zukunft nach wie 
vor von menschenrechtsverletzenden Dekreten und Gesetzen belastet ist. 

Deutliche Worte: Nachkommen von Dieben und Räubern. 

Ja, auch wir, Claus Hörrmann und ich, sind bei der Diskussion zu Wort gekommen und so habe ich 
einen Kommunalpolitiker aus Pilsen folgende Frage gestellt: (ohne Namensnennung um ihm nicht zu 
schaden) 

„Ich wurde als neunjähriger Bub aus der Heimat vertrieben. Wenn ich damals, wie viele andere, 
erschlagen worden wäre, ständen die Täter heute noch unter den Schutz des Straffreistellungsgesetzes 
und der Vertreibungsdekrete. Warum distanziert ihr Euch nicht davon“. 

Seine Antwort war: Wenn wir das thematisieren, ständen nicht drei Demonstranten vor dem Hotel, 
sondern dreitausend, denn sie müssten sich dann eingestehen, dass sie Nachkommen von Dieben und 
Räubern sind. 

Diese mutige Aussage des Pilsner Kommunalpolitikers hat allein schon die Teilnahme an dem 
Kongress gelohnt. Bernd Posselt wachte nach dieser entlarvenden Äußerung darüber, dass keine 
falschen Töne mehr aufkamen und griff direkt in die Diskussionen ein. 

Unerwartete Begegnungen: Schämt ihr Euch nicht? 

Nach unserem „gemütlichen Beisammensein“ in der Pilsner Brauerei, ging ich, obwohl todmüde, noch 
einmal in die Stadt. Hinter der Kirche gibt es eine Apotheke mit deutscher Aufschrift. Ich fotografierte 
sie mit meinem Handy. Von drei jungen Männern, die gerade vorbeigingen, sprach mich einer so an: 
„Gehören sie zu den Sudeten, die in Pilsen tagen, ich vermute das, weil Sie die deutsche Aufschrift 
fotografieren.“ Nach meiner Bejahung schickte er die anderen beiden weg, denn er wolle mir noch 
eine Überraschung bereiten. Diese war ein Weinlokal mit deutscher Aufschrift „Weinstube“. Bei 
einem Glas Wein, zu dem er mich einlud, wollte er mehr über den Kongress und meine Ansicht 
wissen. Er war über die SL und ihren neuen Kurs gut informiert und beklagte sich darüber mit 
folgenden Worten: 

„Schämt Ihr euch nicht? Meine Großeltern mussten als Fachkräfte in der CSSR bleiben und waren 
schweren Schikanen ausgesetzt. Meine Mutter, Tschechin, wurde gemieden, weil sie einen Deutschen 
heiratete und sogar ich, nach der Wende geboren, wurde wegen meiner Wurzeln noch benachteiligt. 
Wir haben trotzdem unsere deutsche Abstammung nie verleugnet - und immer darauf gehofft, dass 
wir, einmal mit Eurer Hilfe, Genugtuung erfahren - und nun katzbuckelt ihr vor den Tschechen.“ 
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Dem ist nichts hinzuzufügen, er hat meine Mail-Adresse und wir bleiben in Kontakt 

Unerwartete neue Kontakte. Bitte informiert uns! 

Wertvoll war auch die Begegnung mit zwei jüngeren Landsleuten, die über die Gegebenheiten und 
Differenzen in der SL informiert werden wollten, weil sie die Öffentlichkeitsarbeit der SL für einseitig 
halten. Wir haben die Adressen ausgetauscht. 

Beobachtung: 

Es gibt keine kopftuchtragenden Frauen in Pilsen. Die brutale ethnische Säuberung, die man mit 
unserer Vertreibung praktiziert hat, soll natürlich heute durch die Aufnahme von Flüchtlingen nicht 
gefährdet werden. Der Nationalismus und Panslawismus feiert in Europa das Jahres 2016 fröhliche 
Urständ. 

Soweit mein Kurzbericht. Glück AUF unserer Volksgruppe! Johann SCezak 


Anlage 5 (Rede von Dr. Milan Richter bei der Demonstration in Pilsen): 

Vorbemerkung: Dr. Richter ist Vorsitzender des Bundes des tschechischen Grenzgebietes. 

Der Kongress in Pilsen fand einige Wochen vor den Bezirkswahlen statt. Das Wort ergriffen neben 
Dr. Richter noch der Stellvertretende Vorsitzende des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei 
von Böhmen und Mähren, Genosse PhDr. Josef Skäla, und die Vize-Vor sitzende des Pilsner Bezirkes, 
JUDr. Zdenka Liskova. 

Die Rede von Dr. Milan Richter wurde auf die Kernaussagen reduziert, ist aber komplett. Im Netz ist 
sie zu finden unter https://www.voutube.com/watch?v=c liRoBurGY 
Hier die Rede: 

“...Wir wenden uns gegen revanchistische Anforderungen der Sudetendeutschen Landsmannschaft... 
...sie können sich nicht damit einfinden, was ihnen nach dem Kriege nach Recht zu Teil wurde: 
Aussiedlung aus dem Lande, das sie geteilt, zerschlagen haben ... 

... sie haben unsere Menschen im Grenzgebiet gefoltert und getötet, sie haben die rassistische Theorie 
und Ideologie von Hitlers Deutschland angenommen... 

...unter den Losungen “Ein Führer, ein Reich” haben sie ihren Führer gegrüßt... 

...Sie waren es, deren Spuren in Lidice, Lezaky, Javoricko und anderen Orten zu erkennen sind, die sie 
ausgebrannt und vernichtet haben... 

...Sie haben Anteil an 360.000 Opfern unseres Volkes im II. Weltkrieg... *) 

...Nicht umsonst hat ihnen (den Sudetendeutschen) Hitler verschiedene bedeutende Auszeichnungen 
gegeben. Ich erinnere, dass ca. 1.300.000 Sudetendeutsche mit höchsten Orden für die Zerschlagung 
der Tschechoslowakischen Republik ausgezeichnet wurden...**) 

...Es ist ernsthaft zu bedenken, wie sich unsere heutige Regierung zu den Anforderungen 
der Sudetendeutschen stellt: Gegenwärtig sind bedeutende politische Funktionäre den 
Sudetendeutschen zugeneigt. Schon im November 1989 schrieb Vaclav Havel an den BRD- 
Präsidenten Weizsäcker: “Ich persönlich, wie meine persönlichen Freunde, verurteilen die 
Vertreibung von Deutschen nach dem Kriege”. “Wir haben sie immer für die schlimmste, 
unmenschlichste Tat gehalten, die nicht nur den Deutschen, sondern auch den Tschechen grobe 
materielle Schäden verursachte.”... 

...Premier Necas sagte im Februar 2013 in München: “Wir bedauern, dass mit der Nachkriegs- 
Vertreibung und Aussiedlung, deren Enteignung und Staatszugehörigkeitsentzug den 
Sudetendeutschen viel Leiden und Übel zugefügt wurde, d. h. unschuldigen Menschen und das auf 
dem kollektiven Charakter der Schuldbeurteilung. Karel Schwarzenberg bemerkte dazu: “Ich möchte 
Herrn Premier zu seiner Rede in München gratulieren. Wirklich, sie (es) ist ein großer Durchbruch. 
Endlich ist es gelungen, nach 23 Jahren alle Hindernisse mit dem benachbarten Bayern zu 
beseitigen...” 

...Im Mai d. J. sagte “unser” Kultusminister in Nürnberg: “Liebe Landsleute. Tschechen und Deutsche 
schufen eine große Gemeinde (Gesellschaft), aber die Taten der Nationalsozialisten waren das 
Schlechte.” Sehen Sie, er sagt nicht, wer die Verbrechen verübt hat. Er spricht vom 
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deutschen sozialen Nationalismus! Er spricht nicht über Menschen, die sie konkret gemacht haben, 
einschließlich der Sudetendeutschen!...” 

...Kein Wort vom Potsdamer Abkommen und kein Wort von der Rechtmäßigkeit der Benes-Dekrete... 
Premier Sobotka hat gesagt: “Entschieden sind die Sudetendeutschen nicht als Nachkommen der 
deutschen Nazis zu betrachten... Wir brauchen die Sudetendeutschen - als Verbündete wegen der 
Risiken in Europa”. 

Wir sagen: “Wer die Gesetze des Großdeutschen Reiches anerkennt, verzichtet auf die Gesetze 
des Präsidenten Benes. Und umgekehrt: Wer die Gesetze des Präsidenten Benes anerkennt, verzichtet 
auf die Gesetze des Großdeutschen Reiches. “ 

...”Das alles da sind diejenigen, die sich hier heute und morgen treffen. Sie erkennen die Gesetze des 
Großdeutschen Reiches an!” 

Wir erklären, dass mit den Sudetendeutschen nur dann zu verhandeln ist, wenn sie sich von den 
Anforderungen an die Liquidation der Dekrete des Präsidenten Benes lösen. Wer mit ihnen ohne diese 
Erklärung verhandelt, verrät die tschechische Heimat und Nation”. 

...”Wir kommen mit der Anforderung, dass man mit unserer Nation wie Gleiche mit Gleichen 
verhandelt. Davon werden wir nicht lassen!” 

*) Diese Zahl enthält offenbar auch die sudetendeutschen Verluste! 

**) Gemeint dürfte die Erinnerungsnadel an den „Anschluss" sein 


Anlage 6 (Neues aus München): 

In München fand im September 2016 die Grundsteinlegung für das Sudetendeutsche Museum statt. 
Unsere Vertreter, an ihrer Spitze Felix Vogt Gruber und Johann Slezak, waren anwesend, wurden aber 
bei der Begrüßung übergangen. Die Fertigstellung des Baues wurde für 2018 angekündigt. 

In München finden wir auch die Parteizentrale der CSU. Dort arbeitet man an einem neuen 
Grundsatzprogramm, das einige seltsame Sätze enthielt*). 

Zeilen 615 - 619 Die CSU ist die politische Heimat der Vertriebenen. Wir werden das kulturelle und 
geistige Erbe, sowie das Brauchtum der Vertriebenen lebendig halten. Die Aussöhnung mit 
Tschechien war das natürliche Ziel unserer Vertriebenenpolitik. Dass sie geglückt ist , ist eine 
großartige Errungenschaft und gute Basis, um noch offene Anliegen der Vertriebenen zu klären. 

Zeilen 1459 - 1465 Wir stehen an der Seite des Völkerrechts. ,J)ie Maßstäbe des internationalen 
Völkerrechts sind für uns nicht verhandelbar“. 

Zeilen 1450 - 1468 Rechtsstaatlichkeit bildet die Grundlage jeder offenen Gesellschaft. Deutsche 
Außenpolitik darf nicht schweigen, wenn diese Werte in Gefahr sind. Im Gegenteil: Die Einhaltung 
der universellen Menschenrechte, die Durchsetzung des demokratischen Mehrheitswillens, der 
Schutz von Minderheiten , das Gebot von Rechtsstaatlichkeit und gute Regierungsführung sind 
globale Stabilitätsgrundlagen. Sie gilt es zu fördern. Wir stehen an der Seite des Völkerrechts. Die 
Achtung und Durchsetzung des Völkerrechts trägt zu Stabilität und Sicherheit bei. Statt der 
Herrschaft des Stärkeren setzen wir uns auch international für die Herrschaft des Rechts ein. 


Es erfordert wenig Scharfsinn, die Widersprüche in diesen Zitaten zu finden. Solange den 
Vertriebenen die „Maßstäbe des internationalen Völkerrechts 46 vorenthalten werden, kann „die 
Aussöhnung mit den Tschechen nicht geglückt 66 sein, besonders wenn diese Maßstäbe für die 
CSU „nicht verhandelbar 46 sind! 


*) Die folgende Passage ist zwar teilweise überholt, wird aber wiedergegeben, auch damit erkennbar wird, welch 
merkwürdige Ansichten ursprünglich Vorlagen. Inzwischen hat unsere „Lobby“ eine vertretbare Fassung durchgesetzt, die 
zusammen mit einem aktuellen Kurzbericht auf Seite 5 nachzulesen ist. 
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Anlage 7 (WB-Beschluss 2016): _ 

Beschluss des Witikobundes vom 9.Qktober 2016: 

Der Witikobund ist die sudetendeutsche Gemeinschaft, die kompromisslos die Heilung der 
verletzten Mensch würde der Sudetendeutschen fordert. Die tschechischen Vertreibungs¬ 
dekrete bergen in Verbindung mit dem Straffreistellungsgesetz den Tatbestand des 
Völkermordes in sich und müssen sofort zurückgenommen werden. Das schließt auch eine 
Regelung der Eigentumsfrage ein. 

Nur so kann eine echte Aussöhnung gelingen. Der Witikobund verweist hier auf die von der 
sudetendeutschen Erlebnisgeneration Unterzeichnete und im Bayerischen Staatsarchiv 
hinterlegte Rechtsverwahrung. Das von einigen tschechischen Politikern ausgedrückte 
Bedauern über die Vertreibung ersetzt nicht einen von Regierung und Parlament der CR zu 
vollziehenden Rechtsakt. Ebenso wenig kann ein Organ der Sudetendeutschen Lands¬ 
mannschaft (SL) oder ein deutscher Politiker die völkerrechtsbasierten Forderungen der 
Geschädigten per Erklärung einseitig aufheben. 

Folgerungen für den Satzungsstreit 

Von diesen Überlegungen ausgehend befasste sich der Witikobund auf seiner Jahrestagung 
2016 auch mit der beabsichtigten Satzungsänderung der SL und kam zu folgendem Ergebnis: 

Das BGB errichtete für die Zweckänderung eines Vereins aus gutem Grunde eine relativ hohe 
Hürde (§ 33). Die Änderung kann nur von der Versammlung aller Mitglieder beschlossen 
werden, und der Beschluss muss einstimmig sein. 

Gegen diese Bestimmung hat die SL-Führung verstoßen, als sie den Änderungsantrag nur der 
Bundesversammlung vorlegte. 

Diese Ansicht wird auch durch ein Urteil des Bayerischen Obersten Landesgerichts vom 
25.1.2001 gestützt. Dieses erkannte, dass § 3 Abs. 1, b der SL-Satzung die Zweckbestim¬ 
mung des SL-Vereins umschreibt. Ihre Änderung verlangt die Zustimmung aller Mitglieder. 
Da, wie im vorliegenden Fall, auch eine Streichung eine Änderung ist, muss auch diese von 
allen Mitgliedern gebilligt werden. Auch der Versuch, über eine Begriffsdehnung zum Ziel 
zu kommen, muss scheitern, denn das Bayerische Oberste Landesgericht hat vorsorglich 
festgestellt, dass eine „weite Ausdehnung der indisponiblen Zweckbestimmung in aller Regel 
nicht dem Interesse des Vereins und seiner Mitglieder entspricht“ (sh. Urteil 3Z BR 319/00, 
25.1.01, Seiten 6 und 7)! 

Raum für Recht und Wahrheit 

Der Witikobund hat sich der Verteidigung von Recht und Wahrheit verschrieben. Daher muss 
er auch hier auf der Einhaltung der gesetzlichen Regeln bestehen. Erst recht lehnt er es ab, 
dass bereits vor dem Ende des gerichtlichen Registrierungsverfahrens der angebliche 
Eigentumsverzicht aller Sudetendeutschen verkündet wird. Dies besonders, weil die 
Mitglieder der Bundesversammlung in diesem Punkt nicht für die Mitglieder des Vereins SL 
e.V. und schon gar nicht generell für die Angehörigen der Sudetendeutschen Volksgruppe zu 
sprechen und zu entscheiden haben. 

Insofern zieht auch die CSU in ihrem neuen Grundsatzprogramm falsche Schlüsse. Es ist 
nicht im Sinne der Betroffenen und ihrer Nachkommen, voreilig auf wesentliche Rechte zu 
verzichtet. Daher muss vom Änderungsplan der SL-Satzung überhaupt Abstand genommen 
werden. 

Beschlossen in Oberteisbach am 8. Oktober 2016 
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Dr. Sahra Wagenknecht 


Anlage 8 (über Sahra Wagenknechts neues Buch „Reichtum ohne Gier“): 

Frau Dr. rer.pol. Sahra Wagenknecht gehört zu den gelehrtesten 
Mitgliedern des Bundestages. Zu ihrem Bildungshorizont gehört 
natürlich auch Goethe, dessen Faust sie ganz zu rezitieren in der Lage 
ist und bei dem sie sich auch bedient, wenn sie gegen den Kapitalis¬ 
mus streitet: „Krieg, Handel, Piraterie, dreieinig sind sie und nicht zu 
trennen “ (Faust II, Vers 11187). Goethe bezieht sich hier auf die Anfänge 
des modernen Kapitalismus in den Niederlanden und England. Frau 
Wagenknecht zielt aber hauptsächlich auf die Schwächen des 
Kapitalismus der Neuzeit. Vor allem möchte sie ihren Lesern klar 
machen, dass Kapitalismus nichts mit freiem Unternehmertum zu tun 
hat und wir ihm auch nicht unseren Wohlstand verdanken. Den 
größten Teil ihres 287 Seiten umfassenden Buches widmet sie daher 
dem Nachweis, wie kontraproduktiv der Kapitalismus eigentlich sei. Sie spricht von 
Neofeudalismus, der einerseits einer dünnen Schicht Bevorzugter ein leistungsfreies 
Einkommen sichere, andrerseits auch ganzen Staaten seinen Willen aufzwingen könne. 

Damit stellt sich die Frage der demokratischen Legitimation. Vordringlich sei die 
Entwicklung anderer Eigentumsformen. Das geschieht bei Sahra Wagenknecht nicht ohne 
vorherige Untersuchung des philosophischen Eigentumsbegriffs von Aristoteles bis John 
Locke. Die ideale Betriebsverfassung erkennt Frau Wagenknecht bei der Carl-Zeiss-Stiftung 
in Jena. Für unsere Verhältnisse stellt sie vier weitere Organisationsformen vor. Für 
bedauerlich hält sie, dass Ludwig Erhard 1952 mit seinem Entflechtungsgesetz am 
Widerstand der Industrielobby scheiterte. 

Für eine überschaubare Staatsgröße 

Von Interesse sind Frau Wagenknechts Vorstellungen über die 
passenden Staatsformen. Sie meint, dass ihre Konzepte am besten 
in überschaubaren und historisch gewachsenen Staatskörpern zu 
verwirklichen seien. Nur dort könne man die demokratische 
Kontrolle der oft gigantischen Wirtschaftsmächte erreichen. 

Anleihen bei Klofac? 

Damit erinnert die Autorin an die Gedankengänge italienischer und tschechischer Sozialisten 
um 1895 in Trient. Diese kamen zur Einsicht, dass die sozialistische Idee eigentlich eine 
wunderbare Sache sei, aber noch nicht im Weltmaßstab realisierbar. Daher müsse man sich 
auf kleinere Einheiten, am besten auf die nationale Ebene, beschränken. Das war 1896 der 
Anstoß für Vaclav Klofac, die tschechische nationalsozialistische Partei zu gründen (siehe 
Kuehnelt-Leddhin, Die falsch gestellten Weichen, S. 223). Wenn sich Sahra Wagenknecht mit Frauke 
Petry (AfD) trifft, könnte das etwas mit dieser Einsicht zu tun haben! 



Dr. rer. nat. Frauke Petry 


Liechtenstein setzt Streit um Grundstücke fort 

Die Stiftung Liechtenstein geht in Berufung zu dem Obersten Gericht der CR. Es geht ihr um 
Grundstücke in der Nähe von Ricany bei Prag. Die Gerichte der niedrigeren Instanz sagen aber, dass 
diese Grundstücke auf der Grundlage von Benes-Dekreten enteignet wurden. Die Begründung war, 
dass der Fürst Franz Josef II. in den dreißiger Jahren sich bei der Volkszählung zur deutschen 
Nationalität bekannt hat (Quelle: Lidove noviny, 14.9.2016). 
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Wirrwarr um den „Tag der Heimat“ 

Jüngst hat Dr. du Buy auf die verwirrende „Vielfalt“ bei den Feiern zum „Tag der Heimat“ (TdH) 
hingewiesen. Die Termine erstrecken sich vom 20 Juni bis in den Oktober. Ein Praktiker aus Bad 
Homburg gab zu bedenken, dass sich die Termine oft nach der Verfügbarkeit geeigneter Säle richten. 
Das dürfte aber die Ausnahme sein. Vielmehr haben wir es in der Mehrzahl mit ideologischen 
Spielchen zu tun. 

Der „Erfinder“ des Heimattages ist der Ostpreuße Paul Wagner (1900- 
1983). Er war 1949 am Göttinger Treffen beteiligt, bei dem nicht nur die 
Charta der Vertriebenen, sondern auch die Durchführung eines jährlichen 
TdH beschlossen wurde. Er stellte folgenden Antrag: 

Die Heimatvertriebenen sollen sich jährlich einmal öffentlich zu 
ihrer derzeit verlorenen Heimat bekennen. Sie sollen sie ihren 
Kindern und allen Deutschen nahebringen, besonders auch das 
Recht auf die Heimat, das unveräußerlich und unabdingbar ist. 

(Es folgen zwei weitere Absätze zur Begründung des Antrages.) 

Wegen dieser Vorgeschichte fand der TdH lange und verbreitet am 5.August statt. Der BdV strebte 
mit Frau Steinbach an, den TdH bundesweit auf einen Termin im September zu legen, was aber 
misslang. Um den Bund in Zugzwang zu bringen, beschlossen die Länder Hessen, Bayern und 
Sachsen im Jahre 2014, ihren eigenen TdH am jeweils zweiten Sonntag im September zu begehen. 
Auf Bundesebene kam es zu einem fragwürdigen Kompromiss. Man vermischte den TdH mit dem 
Weltflüchtlingstag am 20 Juni. Damit will man erneut den Unterschied zwischen Flüchtlingen und 
Vertriebenen verwischen. Das ist Liebedienerei an den Vertreiberstaaten und ein Affront gegen die 
Vertriebenen. Diese haben ohnehin schon einen höheren Preis für den verlorenen Krieg gezahlt als die 
Nichtvertriebenen und sind enttäuscht, dass man sie auch noch in dieser Weise eine gewisse 
Geringachtung spüren lässt. (F.V.) 



Die Unterwanderung der Gestapo in Prag. 

Das Attentat auf Reinhard Heydrich in Prag 1942 veranlasste die deutsche Gestapo, eine Vielzahl von 
Tschechen hinzurichten. Es trat ein, was den heimischen Widerstand bewogen hatte, sich gegen das 
Attentat auszusprechen. Beobachtern fiel auf, dass sich unter den Opfern überproportional viele 
bürgerliche Intellektuelle befanden und es die Kommunisten wenig kümmerte, dass auf diese Weise 
die „Creme“ der tschechischen Nation dezimiert worden war. Sie argwöhnten daher, dass es einen 
Zusammenhang zwischen den Moskauer Rundfunkaufrufen zu Sabotageakten und dem Attentat auf 
Heydrich geben könnte. 

Diese Beobachter lagen richtig. 

In den Reihen der Prager Gestapo befanden sich zwei sowjetische Agenten, die Einfluss auf die 
Hinrichtungslisten nehmen konnten und das auch taten. So starben viele Mitglieder des 
nichtkommunistischen Widerstandes, aber auch einfach nur „ehrenhafte und unschuldige 
Tschechen“. Die Namen der beiden Agenten waren Nachtmann und Leimer. Einer von ihnen, 
vermutlich Nachtmann, wurde nach dem Krieg vom NKVD zum Oberst befördert. 

Ein Hauch von Katyn 

Stalin ließ in Katyn mehrere Tausend polnischer Offiziere töten und schob die Schuld auf 
Deutschland. Das wurde längst als dreiste Lüge erkannt. So einfach kommt Deutschland bei den 
Tschechen allerdings nicht davon. Aber gewisse Anklänge an Katyn gibt es, denn wieder hatten 
Kommunisten ihre Hände im Spiel mit dem Ziel, den Klassenfeind zu beseitigen. Eine spannende 
Frage ist nur noch, ob auch Benesch dahinter steckt. Objektiv hat er 1945 von diesen „Vorarbeiten“ 
profitiert. Verdächtig macht ihn, dass er sein Einverständnis zur Entsendung der Fallschirmspringer 
gab und dies vor seinem Exil-Kabinett verheimlichte. Klar ist auch, dass er für Derartigen skrupellos 
genug war, wie man nicht erst seit seinem Verrat an General Elias (Ministerpräsidenten im 
Protektorat) weiß, den er durch gefälschte Briefe der Gestapo ans Messer lieferte. 

(Quelle: Josef Kalvoda „Czechoslovakia's role in Soviet Strategy“, Washington 1978, S. 127 f): 
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Die sudetendeutsch-tschechische „ Verständigungskomödie “ 

Nein, liebe Leserinnen und Leser, der folgende Text handelt nicht von der SL und ihrem traurigen 
Erscheinungsbild heute, sondern folgt dem Motto: Alles schon einmal dagewesen! 

Wir müssen uns nur in das Sudetenland des Jahres 1937 zurückversetzen. Damals erschien in der 
Halbmonatszeitschrift “Ostland“ (Folge 1937, S.328) unter gleicher Überschrift ein Artikel über die sog. 
Februarvereinbarungen. Diese wurden zwischen den sudetendeutschen Splitterparteien (sprich 
aktivistischen Parteien) und der tschechischen Regierung getroffen und sollten den Sudetendeutschen 
größere kulturelle Spielräume und mehr Arbeitsplätze sichern. Leider wurden sie nicht eingehalten, so 
dass der (anonyme) Verfasser sie als „Verständigungskomödie“ verspottete. 

Zur Untermauerung seiner Aussagen führte er zahlreiche Beispiele an. So würden weiter tschechische 
Schulen am Bedarf vorbei errichtet und in der Verwaltung nach wie vor deutsche Bewerber über¬ 
gangen, obwohl die betreffenden Gebietseinheiten überwiegend von Deutschen bewohnt waren. Ärger 
gab es auch im „kerndeutschen“ Eger. Als dort „kürzlich zahlreiche“ Polizeibeamte eingestellt wur¬ 
den, war kein einziger Deutscher darunter. Handlungsbedarf gab es auch bei den Kommunalwahlen. 
Diese waren nach sechs Jahren überfällig, aber weil man einen Erdrutschsieg der Henleinpartei 
befürchtete, schob man sie auf die lange Bank. Schließlich nahm der Verfasser die aktivistischen 
Minister (Czech, Spina, Zajicek) unter die Lupe, was teilweise etwas unter die Gürtellinie ging, denn er 
schloss aus deren Familiengeschichte bisweilen auf „undeutsche“ Gesinnung. 

Die Blockadehaltung der Tschechen hat sich bis heute fortgesetzt. Ihr entspricht auf sudetendeutscher 
Seite leider die gleiche Illusionsbereitschaft wie einst. Einen Ausweg kann nur das Recht weisen, denn 
dafür wurde es geschaffen. Solange man sich versteht, benötigt man es nicht. Es muss aber vorhanden 
sein für den Fall des Streites - und es genügt dann nicht, es nur scheinheilig zu beschworen, sondern 
man muss es auch anwenden! 


Direktorin in Aussig abberufen 

Eines der Leuchtturmprojekte für die Aufarbeitung der sudetendeutsch-tschechischen Geschichte war 
das Museum Coll egium Bohemicum in Aussig. Vor kurzem wurde jedoch deren Direktorin, Bianca 
Mouralova, abberufen und die Stelle neu ausgeschrieben Die Betroffene selbst 
spricht von einer feindlichen Übernahme, und es besteht kein Zweifel, dass Frau 
Mouralova jetzt für Sätze wie diesen bestraft wurde: Man darfein Land nicht 
entvölkern, wenn man es danach nicht neu besiedeln kann “ (Vortrag 2011 in 
Wiesbaden). Der eigentliche Streitpunkt war aber die Konzeption für die geplante 
Dauerausstellung „Zur Geschichte der deutschsprachigen Bevölkerung in den 
Böhmischen Ländern“. In Aussig hat sich damit spiegelbildlich das wiederholt, 
was in Berlin Prof. Kittel (Zentrum FW) widerfuhr. Beide haben offenbar Vaclav Havels Motto 
„Wahrheit und Liebe“ zu ernst genommen. Was das aber im Umkehrschluss für die anderen, nicht 
gefeuerten Museums- und Institutsdirektoren bedeutet, möchte man sich lieber nicht vorstellen (F.V.) 



Bianca Mouralova 


Der Museums-Grundstein ist gelegt 

Am 16. September 2016 wurde der Grundstein für das Sudetendeutsche Museum gelegt. Es befindet 
sich in unmittelbarer Nachbarschaft zum Sudetendeutschen Haus. Der Freistaat Bayern stellt für die 
Errichtung des Museums 20 Millionen Euro zur Verfügung, der Bund beteiligt sich mit weiteren 10 
Millionen. Die Fertigstellung ist für frühestens 2018 geplant. Bayern wird zu den laufenden Kosten 
jährlich eine Million beitragen. Der Grundsteinlegung wohnte viel Prominenz bei, so MP Seehofer, 
Staatsministerin Grütters, Sozialministerin Emilia Müller, Landtagspräsidentin Barbara Stamm u.a. 
Die Redner hoben den Aufbau willen der Sudetendeutschen nach der Vertreibung hervor. Jetzt sei es 
an der Zeit, deren kulturelles Erbe museal zu sichern. Andere Landsmannschaften verfügen schon 
länger über derartige Kulturstätten, Die Sudetendeutschen seien nun dabei, diese Lücke zu schließen, 
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Vaclav Klaus als Wahlhelfer der AfD 

Merkwürdige Beißhemmung der Medien 
Vaclav Klaus sieht die Identität Europas durch die Flüchtlingsströme aus aller 
Welt bedroht. Daher stellte er sich in Deutschland bei den drei Landtagswahlen 
dieses Jahres der AfD als Wahlkampfredner zur Verfügung. Erstaunlicherweise 
hat niemand daran Anstoß genommen, dass ausgerechnet ein Tscheche zur 
Problematik der Überfremdung sprechen durfte. Fehlt uns schon die geistige 
Kraft, das Knäuel von Motiven und Widersprüchen zu entwirren? Hier soll es 
versucht werden: 

Glaubwürdigkeitslücke 

Die erste Glaubwürdigkeitslücke tut sich auf, weil Herr Klaus aus einem Land 
kommt, das selbst erst vor wenigen Jahrzehnten drei Millionen Sudeten¬ 
deutschen auf eine „unfreiwillige Wanderschaft“ geschickt hat. Noch grotesker 
wird es aber, wenn man den Grund dafür kennt: Sie mussten gehen, weil sie 
sich zwischen 1918 und 1938 gegen das Eindringen von Tschechen in ihren Kulturraum gewehrt 
haben! Also Vorsicht, Herr Klaus! Nach tschechischer Logik sind Sie selbst odsun-gefährdet, wenn 
Sie sich etwas zu vehement gegen Überfremdung stellen! 

Bei Herrn Klaus kann man auch nicht sagen, dass er dank seiner späten Geburt nicht mit der 
Vertreibung in Zusammenhang gebracht werden dürfe. Die Vertriebenen kennen ein Schreiben von 
ihm, in dem er bekannt, „ nie ein begeisterter Befürworter“ der Restitution gewesen zu sein, da diese 
„zu einer Destabilisierung der jetzigen Eigentumsverhältnisse in der CR “ führen würde (Brief an Karl 
Hausner vom 25.2.2002, Quelle: Sudetenbote, Oktober 2016, S. 20). Herr Klaus kann offenbar mit den 
Ergebnissen der Vertreibung gut leben. Es kommt eben immer darauf an, wessen Eigentums¬ 
verhältnisse destabilisiert werden. 

Die Siedlungsdichte 

Wegen der vor 70 Jahren durchgeführten ethnische Säuberung ist die CR heute nur etwa halb so dicht 
besiedelt wie ihre Nachbarländer (CR: 135 E/qkm, D: 227). Wie bei jedem Vakuum droht auch hier 
ein Druckausgleich. Gegen dieses physikalische Gesetz stemmt sich Herr Klaus und fordert von den 
Deutschen, ihre Grenzen besser zu verteidigen. Doch hier liegt der neuralgische Punkt, denn zur 
Selbstbehauptung gehört ein gewisses Selbstwertgefühl. Dieses wurde den Deutschen aber in der 
Nachkriegszeit planmäßig ausgetrieben, und zu denen, die gerade hierbei ein Übersoll erfüllten, 
gehörten ohne Zweifel die Landsleute von Vaclav Klaus! (Hakenkreuz-Schmiererei des tschechischen 
Geheimdienstes 1959 in Köln, meist haltlose Nazi-Vorwürfe gegen Deutsche, auch gegen 
Witikonen!). Es ist eben nicht möglich, einem Land zuerst das moralische Rückgrat zu brechen und 
dann dessen Schlappheit zu beklagen. Wenn in Deutschland ein riesiges, die angrenzenden 
Kleinstaaten bedrohendes Kalifat entstehen sollte, hat man dafür 1945 (oder schon 1918?) die 
Weichen gestellt. 

Das neue Buch 

Vor kurzem hat Vaclav Klaus seine Sorgen einem Buch anvertraut. Unter dem Titel 
„Völkerwanderung“ vergleicht er unsere Lage mit dem Zusammenbruch des Römerreiches. Im 
Europa von heute geht das sogar nach einem Plan, dem sog. Barcelona-Plan: Dieser legte 2005 fest, 
die europäische Bevölkerung durch „ großzügige Migration aus arabischen und nordafrikanischen 
Ländern aufzustocken“ (ungeachtet hoher Arbeitslosigkeit in einigen EU-Ländern selbst). Ziel war, 
die nationalen Strukturen Europas zu zersetzen, die dem Machtstreben gewisser Sozialutopisten im 
Wege standen. Die CR war damals schon EU-Mitglied und Vaclav Klaus Staatspräsident. Schüchtern 
wagt man die Frage: Wer hat diesen Plan abgesegnet und durchgewinkt? 

Kluge Vorsorge sabotiert 

Viele der heutigen Fluchtursachen hätte man durch ein verbindliches Volksgruppenrecht mit 
zwingender Rückführungspflicht bei Vertreibungen unterbinden können. Leider blieben die 
zahlreichen Aufrufe der Sudetendeutschen dafür ungehört. Zu viele Staaten beherbergen Minderheiten 
in ihren Grenzen und fürchten deren Emanzipation (Basken, Catalanen, Südtiroler usw.). Und gerade 
das Land von Vaclav Klaus hat nie etwas vom Minderheitenschutz oder gar von der zwingenden 
Rückführung Vertriebener gehalten. Es hat vielmehr alles getan, um Vertreibungen als Mittel der 





Vaclav Klaus 
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Politik hoffähig zu machen. Herr Klaus und seine Landsleute sind daher für die Flüchtlinge, die nun 
vor unseren Haustüren stehen, mitverantwortlich und sollten sich nicht vor den Folgen drücken. 

Merkwürdige Beißhemmung 

Die AfD hat im Wahlkampf mit Vaclav Klaus einen vermeintlich prominenten Redner auf geboten. 

Das konnte sie aber nur vor weitgehend geschichtslos gemachten Deutschen wagen. Erstaunlich ist 
auch das Stillehalten der Medien. „Normalerweise“ erntet jeder, der sich in die Nähe der AfD begibt, 
nur Schimpf und Schande. Offenbar kommt es eben doch sehr oft nur darauf an, wer etwas sagt oder 
tut. Aber zugegeben, die Medien befanden sich in einer Zwickmühle. Wenn sie Klaus wegen der 
Vertreibung geächtet hätten, wären das vielleicht Pluspunkte für die Sudetendeutschen gewesen. 
Doch da sei Gott vor! Lieber schluckt man dann doch den Chauvinismus des Herrn Klaus. Wir aber 
müssen diesen, die AfD und die Medien dazu bringen, die Dinge zu Ende zu denken. Dann dürfte 
herauskommen: Der redenschwingende Herr Klaus ist kein Biedermann! (F.V.) 


Massengräber in Slowenien 

1945 töteten Tito-Partisanen in Slowenien abertausende Kroaten, Montenegriner, Slowenen 
und Deutsche. Unter den etwa sechshundert (600!) bekannten Massengräbern sind die größten 
der Panzergraben bei Maribor (dt. Marburg an der Drau) mit etwa 15.000 Toten und der 

Barbara-Stollen „Huda Jama“ (Böse Grube) beim 
slowenischen Kurort Lasko (dt. Tüffer) mit bis zu 7.500 
Toten. 

Die genaue Zahl im Barbara-Stollen konnte bis jetzt nicht 
ermittelt werden, weil das dafür nötige Geld erst nach 
einem jahrelangen Tauziehen im Parlament freigegeben 
wurde. Zur slowenischen Tragödie gehört leider auch das 
Verhalten der britischen Armee, die alle aus Slowenien 
Fliehenden entwaffnete und dann den Partisanen 
auslieferten, (faz, 11.8.2016) 



Eingang zum Barbara-Stollen 


Krasse Desinfonnation über Olympia 1936 

Bei den olympischen Spielen 2016 in Rio de Janeiro trat eine bedauerliche Fehlinformation über die 

zu tage. Als am 20. August 2016 der Stabhochsprung der 

Männer in die entscheidende Phase trat, störte das ungebildete 
Publikum den französischen Weltklasseathleten Renaud 
Lavillenie in hässlicher Weise bei seiner Sprungvorbereitung. 
Der Franzose scheiterte an der entscheidenden Höhe, und der 
Sieg fiel an den Brasilianer Da Silva. Bei den Journalisten 
beschwerte sich Lavillenie später mit einem falschen 
Vergleich. Er sagte: „Ich dachte, das wäre seit 1936, als man 
Jesse Owens auspfiff, Vergangenheit“. 

Diese Aussage ist abgrundtief falsch und durch und durch 
beleidigend, denn in Berlin hatte sich ein ausgesprochen sportliches und sachkundiges Publikum 
versammelt, das gerade Jesse Owens besonders feierte und nie daran gedacht hätte, jemanden 
auszupfeifen. Zur Entschuldigung des jungen Franzosen kann man nur anführen, dass er offensichtlich 
ein Opfer der weltweit verbreiteten antideutschen Propaganda geworden ist. 


Olympischen Spiele von Berlin 1936 



Stabhochspringer Renaud Lavillenie. 
Weltrekordler mit 6,16 m! 
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Die Welt verstehen 

1. Horst Ehmke, Kanzleramtsminister unter Brandt und Schmidt, war 1940/41 in Danzig als einer der 
schneidigsten HJ-Führer bekannt (zitiert in Witikobrief Mai 1974, S.7, nach „Freies Forum“ 4/1974). 

2. Aus dem Umfeld Hillary Clintons, Präsidentschaftskandidatin in den USA, starben binnen sechs Wochen 
sechs Amerikaner eines mysteriösen Todes. In deutschen Medien las man davon nichts (PAZ, 2.9.2016, S. 2). 

3. In Deutschland gibt es wahrscheinlich 6.000 türkische Spione, die sich u.a. für die hier lebenden Kurden 
interessieren (PAZ, 2.9.2016, S. 2). 

4. Die Menschheit ist dabei, mit rd. 4,6 Mio Fischerbooten die Weltmeere leer zu fischen. Dabei geht rd. ein 
Drittel der gefangenen Meerestiere als unerwünschter Beifang wieder über Bord. Dennoch wird diese Flotte 
global auch noch mit 35 Mrd. Dollar jährlich subventioniert (Spiegel, 13.8.2016, S. 106). 

5. Die Grüne Claudia Roth darf lt. Urteil des OLG Köln „Mitvergewaltigerin“ (von Köln) bezeichnet werden. 
Das Urteil hat ein AfD-Mann am 7.4.2016 erstritten (Google). 

6. Der Witikobund wurde 1974 korporatives Mitglied der Paneuropa-Union. Wann er diese Mitgliedschaft 
wieder aufgegeben hat, konnte noch nicht festgestellt werden (WBr. 1974,11, S.3). 

7. Dr. Heinz Lange, von 1960 bis 1984 Vorsitzender unseres Bundes, war im Landtag NRW Fraktionschef der 
FDP. Aus Protest gegen die Ostpolitik seiner Partei, verließ er die FDP und beendete die Legislaturperiode als 
unabhängiger Abgeordneter. Als Inhaber einer Metallhandelsgesellschaft in Essen war er wirtschaftlich 
unabhängig (WBr. 1974,11,S. 1). 

8. Der mutmaßliche Terrorist Albakr wohnte in Chemnitz in der „Usti nad Labern-Straße“. Eine 
Städtepartnerschaft zu Aussig besteht aber nicht. Bei der Suche nach ihm im Wohnblock wurden dreizehn 
Wohnungstüren aufgebrochen und mussten ersetzt werden (RTL, 16.10.2016). 

9. Die Goldmedaille in Rio besteht zu 1,2 % aus Gold, der Rest ( 98,8%) ist Silber. Die Olympia-Goldmedaillen 
hatten 2012 noch einen Wert von 677 USD, in Rio sind sie nur noch 601 USD wert. 

10. Drei SPD-Ortsvereine in Essen-Nord (NRW) veranstalteten Anfang des Jahres einen Protestmarsch gegen 
eine ihrer Meinung nach zu hohe Zuweisung von Flüchtlingen in ihre Stadtteile. Ihr Motto war: Genug ist genug! 

11. In Schweden hat die Polizei die Kontrolle über das Land schon fast verloren, denn es gibt dort bereits 55 No- 
Go-Zonen (Netz, 27.9.16). 

12. Am University-College London begann man mit der Erforschung des britischen Sklavenhandels. Man will 
nicht nur das Schicksal der Versklavten klären, sondern auch die oft auf den Sklavenhandel zurückgehenden 
Quellen britischen Wohlstands (FAZ, 27.9.2016, S. 9). 

13. Bei der Eröffnung der XI. Olympischen Sommerspiele 1936 in Berlin stiegen 30.000 Brieftauben auf. Sie 
kamen aus allen Städten Deutschlands und aus 13 fremden Ländern und waren in 216 Eisenbahn Waggons nach 
Berlin geschafft worden (SdZ.30.9.16, S. 17). 

14. Der Heimatkreis Tetschen-Bodenbach-Elbetal übergab sein Archiv samt Exponaten dem Stadtarchiv unserer 
Vertreiber im tschechischen Decin. Leider hatte sich die Patenstadt Nördlingen nicht in der Lage gesehen, das 
Archivgut in Obhut zu nehmen (SdZ, 30.9.16, S.10). 

15. In der Nacht zum 7. September 2016 haben in Magdeburg unbekannte Täter achtzehn Bundeswehrfahrzeuge 
angezündet. Im Netz wurde das von linken Gruppen als gerechte Maßnahme gegen die kapitalistische 
Unterdrückung gelobt (ZUERST, Oktober 2016, S. 3). 

16. Bob Dylan ist der Nobelpreisträger für Literatur 2016. Sein bürgerlicher Name Robert Zimmermann weist 
ihn als Nachkommen deutscher Einwanderer aus (Spiegel, 15.10.2016). Viele Kulturinteressierte fragen sich, ob 
demnächst vielleicht auch ein Graffitisprayer diese hohe Auszeichnung bekommt. 

17. In der EU werden jährlich 5,5 Mrd. Euro (= 4,2 % des Etats) vorschriftswidrig ausgegeben. Sehr viel Geld 
fließt in die Agrarsubvention für nicht existierende Anbauflächen (JF, 14.10.16). 

18. Die AfD erwähnt als einzige Partei in ihrem Programm die Islamistenkonferenz von Kairo, die sich 
weitgehend von der UN-Menschenrechtscharta distanzierte (Wikipedia). 

19. Nach dem Attentat auf Heydrich wurden 1942 auffallend viele nichtkommunistische tschechische 
Intellektuelle hingerichtet. Verantwortlich sollen dafür zwei kommunistische Agenten in den Reihen der Gestapo 
in Prag gewesen sein (Josef Kalvoda „Czechoslovakia's role in Soviet Strategy“, Washington 1978, S. 127 f.). 

20. Die Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) deren alleinige Gesellschafterin die Bundes¬ 
regierung ist, überwies zwischen 1 und 5 Millionen Euro an die Wahlkampfkasse Hillary Clintons. Leiter der 
Gesellschaft ist Entwicklungshilfeminister Gerd Müller, CSU. (Blog-Zeitung, Die freie Welt, 8.11.2016) 

21. Die Landsmannschaft Siebenbürgen zeigt sich zufrieden mit der Entschädigung politischer Opfer seit 2013 
durch Rumänien. Nur die Rückgabe der Immobilien verlaufe zu schleppend. Die rumänische Regierung will die 
ungelösten 1.160 Fälle aber in den drei nächsten Jahren erledigen (Webseite Siebenbürgen.de). 
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Vor 175 Jahren! 

Hoffmann von Fallersleben 

dichtete das „Lied der Deutschen 46 von Alf Torsten Werner und Dr.Alf Vingon 

Am 26. August 1841 dichtete der Germanistikprofessor August Heinrich Hoffmann vom Fallersleben 
das „Lied der Deutschen“ während eines Aufenthaltes auf der damals noch zu England gehörenden 
Insel Helgoland. Der Text griff die Sehnsucht nach Freiheit und nationaler Einheit auf, die es bei 
vielen Deutschen seit den Befreiungskriegen mit der Beendigung der Vorherrschaft Napoleons über 
Mitteleuropa 1815 gab. Als Melodie wählte er die von Joseph Haydn 1797 komponierte Kaiserhymne 

„Gott erhalte Franz den Kaiser“, die für Franz II., den damaligen Kaiser 
des Heiligen Römischen Reiches, geschrieben wurde. Wie der Dichter 
bekannte, hatte er die Melodie von „böhmischen Musikanten“ gehört, die 
während der Ferienmonate auf Helgoland engagiert waren. Nach¬ 
forschungen ergaben, dass es sich dabei um Egerländer Musiker unter 
ihren Kapellmeister Michael Kern aus Trossau gehandelt hat (sh. Toni 
Herget, in „Der Egerländer“, 1971/11, S. 217)! So können die Sudeten¬ 
deutschen mit Stolz auf ihren Beitrag zum Deutschlandlied verweisen. 
„Das Deutschlandlied darf jeder mit allen Strophen singen. ... 1990 kam 
das Verfassungsgericht zu dem Schluss, das ganze Deutschlandlied stelle 
die Hymne dar“. (Die Zeit, Ausgabe vom 6. Juli 2006). Bereits vorher, 
fünf Wochen vor der Vereinigung der beiden deutschen Teilstaaten, 
informierte die sowjetische Zeitung Prawda ihre Leser über das 
Deutschlandlied in einem erstaunlich sachlichen Tonfall, wörtlich hieß es (Auszug): „Das Gedicht von 
Hoffmann von Fallersleben (1798-1874), das Inhalt des Deutschlandliedes ist, war von Zeitgenossen 
als Appell zur nationalen und demokratischen Einheit Deutschlands aufgenommen worden, das in drei 
Dutzend kleine Fürstentümer zerstückelt war“ (zit. von der Berliner Zeitung vom 28. August 1990). 
Bekämpft wurde das Lied der Deutschen hingegen vornehmlich im Innern - durch die Hohepriester 
des veröffentlichten Meinungsmonopols und durch die Lakaien der Umerziehung. Herausgegriffen sei 
der Entrüstungssturm im Jahr 1986, als der Stuttgarter Kultusminister Gerhard May er-Vorfelder 

anordnete, alle drei Strophen von den Schülern des Landes auswendig lernen 
und singen zu lassen. Allerdings mit der Einschränkung, die 
bildungspolitische Wende solle in das didaktische Ermessen des Lehrers 
gestellt werden. Diesem aufreizenden Einstieg musste von einer bestimmten 
politischen Klasse mit Entschiedenheit entgegengetreten werden, wobei 
teilweise eine völlig unzeitgemäße Gesinnung zutage gespült wurde. 
Ausgelöst wurde sie vor allem durch den Umstand, dass sich beim Pro und 
Contra Golo Mann auf die Seite der Befürworter schlug. Manns Hinweis, im 
Grunde seien alle drei Strophen des Deutschlandlieds „freudiger, 
freundlicher und gewiß unkriegerischer“ als die französische oder die 
englische Hymne mit ihren „aggressiven Texten“ oder die „besonders 
blutrünstige amerikanische“ Hymne, „wo das Blut strömt, die Granaten 
platzen und zum Schluß noch die Fahne steht“, konnte schon aus 
aufkommender Platzangst nicht im Raume stehen bleiben. Es galt daher 
dringendst weiteren Schaden abzuwenden. Eines habe der Historiker Mann 
nämlich übersehen: Dass es beim „Lied der Deutschen“ nicht in erster Linie 
um poetische Kriterien geht. Es gab schließlich eine Zeit, in der die erste 
Strophe „zum Vorspann für das Horst-Wessel-Lied mißbraucht wurde und in der sich das 
‘Deutschland über alles 4 grölend durch Europa ergoß“. So lautete die Belehrung im Streiflicht der 
Süddeutschen Zeitung vom 17. Juli 1986. Wie gesagt, eine sonderbare Gesinnung. Denn als 
allgemeine Richtschnur angewandt, würde sie beispielsweise zu folgendem gewünschtem Ergebnis 
führen: Eine - noch dazu unbescholtene - Frau (es kann auch eine nichtdeutsche sein) wird durch eine 
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Horde einschlägig bekannter Personen mehrfach vergewaltigt. Unter Anwendung der sattsam 
bekannten Denkrichtung muß dieser „Mißbrauch“ folgerichtig zum Ausschluß des bedauernswerten 
Opfers aus dem gesellschaftlichen Leben führen. Eine andere Lösung lassen die sorgsam gepflegten 
Vorurteile nicht zu. 

Nichts deutet darauf hin, den Breslauer Professor auch nur im leisesten mit imperialen Tendenzen in 
Verbindung zu bringen. Das hat, wie gesagt, auch die Prawda erkannt. Die angeblichen Beweise aus 
dem Ausland (westliche „Verbündete“!) sind auf ge- oder verfälschte Übersetzungen der Zeile 
„Deutschland über alles“ zurückzuführen. Golo Mann hat den Sinn richtig gedeutet: „Man sagt ja 
auch, daß man seine Frau über alles liebt“, und das schließt seine Kinder doch nicht aus. 

Als er sich 1841 nach Helgoland begab, war seine dann im Jahr 1842 erfolgte Entfernung aus dem 
Staatsdienst unter Wegfall der Versorgungsbezüge bereits vorgezeichnet. Bereits früher hatte sich 
Hoffmann mit seinen beliebten Volksliedern in die Herzen der Deutschen gesungen - „Kuckuck, 
Kuckuck ruft’s aus dem Wald“, „Alle Vögel sind schon da“, „Ein Männlein steht im Walde“ und viele 
andere mehr. Aber zeitkritische Gedichte sowie seine Liebe zum deutschen Volk hatten bei der 
Obrigkeit Anstoß erregt. 

Auf Helgoland begegnete er einer Gruppe gleichgesinnter Deutscher aus Hannover. Es erhob sich 
munteres Feiern und angeregter Gedankenaustausch. Nach Abreise der Freunde war Hoffmann auf der 
Insel „verwaist“ zurückgeblieben. Er schrieb: „Wenn ich dann so wandelte, einsam auf der Klippe, 
nichts als Meer und Himmel um mich sah, da wurde mir so eigen zumute. Ich mußte dichten, und 
wenn ich es auch nicht gewollt hätte. So entstand am 26. August das Lied Deutschland, Deutschland 
über alles.“ Der begabte Reimeschmied hatte diesmal etwas Außergewöhnliches geschaffen. 
Keineswegs war das Lied aus einer einfältigen Stunde heraus geboren. Hoffmann hatte schon vorher 
Überlegungen angestellt. Walther von der Vogelweides „Reichssprüche“ mit ihren Lobpreisungen der 
deutschen Lande, Frauen und Sitte, Treue und Sang dienten ebenso als Vorlage wie dessen 
Grenzstromtopos „von der Maas bis an die Memel ...“ Es waren ihm auch andere Texte 
nationaldeutscher Dichter und Sänger geläufig: „Wach auf, wach auf, du deutsches Land“ von Johann 
Walter aus der Reformationszeit sowie die erstmalige Fassung „Deutschland über alles“ von Joseph 
von Collins aus dem Jahr 1813 anstelle von „Österreich über alles“; vermutlich war auch „das 
deutsche Vaterland“ in der dritten Strophe eine Anlehnung an Emst Moritz Arndts Lied. Hinsichtlich 
der musikalischen Begleitung behielt Hoffmann letztlich aus 59 Vertonungen sein sicheres Gespür: 
„Die Haydnsche Melodie ist nicht übertroffen worden, und das ist mir lieb; es muß eine Melodie von 
einem Ende bis zum anderen gesungen werden, nämlich vom Volk“. 




Als der Knabe kam zur Eger: 
„Eger, sprich, wo eilst du hin?" 
„Zu der Elbe", rauscht es reger, 
„Zu der Elbe muss ich zieh'n!" 
Als der Knabe kam zur Elbe, 
war die Antwort inhaltsschwer; 
Donnernd braust zurück dieselbe: 
.Und ich muss ins deutsche Meer!' 



Egerquelle 
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Zum 100. Geburtstag Dr. Erich Mendes 

Dr. Erich Mende hat sich stets unerschrocken für die Belange der Vertriebenen eingesetzt. Dafür 
schulden diese ihm zum 100. Geburtstag ein ehrendes Gedenken. 

Dr. Mende wurde am 28.Oktober 1916 in Oberschlesien geboren und verstarb 1998 in Bonn. Nach 

dem Abitur durchlief er den Arbeitsdienst und schlug die Offizierslaufbahn 
ein. Bei Kriegsende war er Major und Ritterkreuzträger in der 102. 
Infanteriedivision. Noch 1945 begann er ein Jurastudium, das er 1949 mit 
der Promotion abschloss. Dem Bundestag gehörte er von 1949 bis 1980 an. 
Dort übernahm er von 1957 bis 1963 die Leitung der FDP-Fraktion. 1960 
bis 1968 stand er als Bundesvorsitzenden an der Spitze seiner Partei. Im 
Kabinett Prof. Ludwig Erhards war Dr. Mende von 1963 bis 1966 
Vizekanzler und Minister für Gesamtdeutsche Fragen. In der FDP 
verdrängte ihn 1968 Walter Scheel von der Parteispitze. Scheel unterstützte 
die Ostpolitik Willy Brandts. Da für Dr. Mende das "unveräußerliche 
Recht auf Selbstbestimmung“ oberste Priorität besaß, wechselt er zur CDU. 
Als CDU-Politiker setzte er eine Entschließung des Deutschen 
Bundestages durch, in der es heißt, dass „ die Ostverträge eine 
friedensvertragliche Regelung für Deutschland nicht vorwegnehmen und 
keine Rechtsgrundlage für die bestehenden Grenzen schaffen.“ Seinen Landsleuten rief er zu: „ Die 
größte Partei der Bundesrepublik Deutschland ... wird ihre Fürsorge- und Obhutspflicht für die 
Landsleute in Schlesien, Ostpreußen und Pommern niemals preisgeben 

Die Zeiten haben sich gewandelt. Nichts geändert hat sich an der Gültigkeit der Grundsätze des vor 
100 Jahren Geborenen. Dafür sollten wir ihm danken. 



Dr. Erich Mende 1971 



Senckenbergmuseum Frankfurt 


Senckenberg hat sudetendeutsche Wurzeln 

Zu den berühmtesten Institutionen Frankfurts gehört das Senckenberg-Museum. Es geht auf die 
wohltätige Stiftung des Arztes Dr. Johann Christian Senckenberg zurück. Bekannt ist es besonders 

durch die dort ausgestellten Skelette von Dinosauriern. 

Eine große Überraschung erlebt man jedoch, wenn man sich für die 
Familiengeschichte Senckenbergs interessiert, denn sein Großvater, 
Johann S., wurde um 1610 in Troppau, Ostsudeten, geboren. Dort 
musste er als evangelischer Christ dem Druck der Gegenreformation 
(Rekatholisierung) weichen und landete in der hessischen Kleinstadt 
Friedberg. Als Apotheker fiel es ihm offenbar leicht, Fuß zu fassen, 
denn er bekleidete dort siebenmal das Amt des Bürgermeisters. Mit 
seiner Gemahlin Anna Katherina Henrici hatte er zehn Kinder, 
darunter den 1655 geborenen Hartmann, der sich als Arzt in 
Frankfurt niederließ. 

Zu dessen Kindern gehörte wiederum der 1707 geborene Johann 
Christian. Er besuchte das Gymnasium im Barfüßerkloster und 
ergriff wie sein Vater den Heilberuf. Die Promotion legte er aber erst 
1737 ab. Privates Glück wurde ihm leider nur begrenzt zuteil, denn 
seine drei Ehen endeten mit dem Tod der jeweiligen Ehefrauen und 
Kinder. So entschloss er sich 1763, eine Stiftung zu errichten. Ihr 
Zweck war der Bau des noch heute bestehenden Bürgerhospitals und 
die Förderung der naturkundlichen Forschung. Senckenberg starb 
1772 unter tragischen Umständen. Er stürzte bei der Besichtigung des Rohbaues „seines“ 
Krankenhauses von einem hohen Gerüst und brach sich einen Halswirbel. (F. V .) 



Blickfang Senckenbergnuseum 
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Kolbenheyer, Giordano Bruno und Frankfurt 

Erwin Guido Kolbenhey er (1878 - 1962) war ein Schriftsteller mit sudetendeutschen Wurzeln. 

Nach dem frühen Tod seines Vaters, eines karpatendeutschen Architekten, wuchs er in Karlsbad, 
der Heimatstadt seiner Mutter, einer geborenen Hein, auf. Das Gymnasium besuchte Guido in Eger 
und die Hochschule in Wien. Das beträchtliche elterliche Vermögen ermöglichte ihm nach dem 

Studium das Leben eines Privatgelehrten und Schriftstellers. 1919 übersiedelte 
er nach Tübingen, verbrachte aber seine Sommerurlaube stets in Karlsbad. 
Nach dem Kriege lebte er in Geretsried. 

Interesse für Giordano Bruno 

Im Jahre 1900 jährte sich zum 300. Male der Tod des als Ketzer in Rom 
verbrannten Giordano Bruno. Das mag der Anlass für Kolbenheyer gewesen 
sein, sich mit dessen Leben zu beschäftigen. Das Ergebnis legte er 1903 in 
Form eines Dramas vor. Bruno war 1548 in Nola geboren und erhielt 1572 die 
Priesterweihe. Er geriet bald ins Visier der Inquisition, weil er Anhänger der 
Lehre des Kopernikus war und die Unendlichkeit des Alls predigte. Auch 
lehnte er den Marienkult und die Heiligen Verehrung ab. Die Kirche störte besonders die von ihm 
behauptete Unendlichkeit des Alls, weil dann ja kein Platz für das Jenseits bliebe. Bruno entging der 
Inquisition zunächst durch Flucht, die ihn durch ganz Europa führte. 

Zur Erstaufführung des Kolbenheyer-Werkes kam es erst 1926 in Reichenberg. 1927 überarbeitete 
der Dichter das Stück und nannte es von nun an „Heroische Leidenschaften“. Es kam 1928 zur 
Erstaufführung in Düsseldorf. Die meisten Aufführungen erlebte das Stück aber in Frankfurt. In der 
Spielzeit 1942/43 erlebte es zwanzig Wiederholungen. 

Warum Frankfurt? 

Einer der Gründe für den Aufführungsort Frankfurt mag sein, dass Kolbenheyer 1937 den 
Goethepreis dieser Stadt erhalten hatte, Am wahrscheinlichsten ist aber der Umstand, dass Giordano 
Bruno auf seiner Flucht durch ganz Europa für ein halbes Jahr auch in Frankfurt weilte und dort 
vom Juli 1590 bis Februar 1592 Aufnahme im Karmeliterkloster 
gefunden hatte. Dem Andenken an diesen Aufenthalt war im 
Kloster sogar eine Bronzetafel gewidmet, die 1952 noch 
vorhanden war, mittlerweile aber vermisst wird. 

Der Erfolg der zwanzig Frankfurter Aufführungen war mittel¬ 
mäßig, denn das Stück dauerte drei Stunden und enthielt lange, 
gedankenschwere Dialoge, die von den inneren Kämpfen eines 
unangepassten Mönchs zeugen sollten. Natürlich passte das Stück 
auch in die Zeit, denn in ihm ging es ja darum, sein Leben für eine 
Idee zu opfern. 

Kolbenheyer nach dem Kriege 

Kolbenheyer war während des Dritten Reiches einer der best¬ 
verdienenden Schriftsteller und Dichter Deutschlands. Nach dem 
Kriege wurde er im Spruchkammerverfahren mit fünf Jahren Schreibverbot und Einzug fast seines 
ganzen Vermögens belegt. 1958 erhielt er den Josef Hofmann-Preis (bedeutender Heimat-forscher 
aus Karlsbad) und 1959 den Sudetendeutschen Kulturpreis. 

Zum Verhältnis Frankfurts zu Kolbenheyer erschien kürzlich ein längerer Aufsatz von Dr. Michael 
Matthäus in den Nassauischen Annalen, Bd 127/2016, S. 277-300, auf den sich diese Ausführungen 
meist stützen. (F.V.) 

Im Dienste der Relativieret^ 

Mitte Oktober 2016 befasste sich der Arbeitskreis Sudetendeutscher Akademiker auf dem Heiligen¬ 
hof mit dem Thema „Migration gestern und heute“. Gottlob haben dort Teilnehmer in der 
Diskussion daraufhingewiesen, dass man Migration nicht mit Zwangsmigration in einen Topf 
werfen darf. Vielleicht ist damit ein weiterer (ziemlich unakademischer) Versuch, unsere 
Vertreibung zu relativieren, gescheitert? (F.V., Grundinformation SdZ. 11.11.16, S. 11) 




Guido Kolbenheyer 
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Einladung 

zur Festveranstaltung der Hausner Stiftung 
mit Verleihung der Urkunde mit Plakette 


Freitag, 09.12.2016 um 18 Uhr im Salesianum 
in MÜNCHEN, St. Wolfgangs-Platz 11 

für heimatpolitischen, kulturellen und wissenschaftlichen Einsatz im Rahmen der 

sudetendeutschen Volksgruppe: 

Prof. Dr. Reinhard Heinisch, Salzburg 

Laudator: Dkfm. Hans-Günter Grech, Wien 

Marlene und Dipl. Vw. Horst W. Gömpel, Schwalmstadt 
Laudator: Dipl.-Ing. Markwart Lindenthal, Kirchberg 

Proqrammablauf 

1 Begrüßung Siegfried Dolleisch, Stv.Vorsitzender der Hausner Stiftung 

und Ansprache von Frau Hermine Hausner 

2 Vorstellung der beiden Preisträger und Laudationes 

3 Verleihung der Urkunden durch Frau Hausner, Dr. Hans Mirtes und Siegfried Dolleisch 

4 Dankesworte der Preisträger: Prof. Dr. Heinisch und W. Gömpel 

5 Grußworte und Festrede von Claus Hörrmann, Stv. Bundesvorsitzender der SL, 

Schlusswort Dr. Hans Mirtes 

6 Absingen der Bayern-Hymne und des Deutschlandliedes, 3. Strophe 

Abschluss bei Gesprächen und kleinem Imbiss 
Musikalische Umrahmung: Frau Prof. Barbara Probst-Polasek, 82229 Seefeld 


Franz- Werfel-Preis in Frankfurt verliehen 

ln Frankfurt wurde am 6.November der Franz-Werfel-Menschenrechtspreis an Freya Klier verliehen. 
Die DDR-Bürgerrechtlerin hat sich verdient gemacht um die Erforschung des Schicksals 

Flunderttausender deutscher Zivilisten, vor allem von Frauen, die nach dem 
Krieg als „lebende Reparationen" nach Sibirien verschleppt wurden. Klier 
betonte, dass dieses Thema, auch die zahlreichen Vergewaltigungen durch 
Rotarmisten, in der DDR ein absolutes Tabu gewesen sei. Sie sei 1992 nach 
Moskau gefahren und habe in den Archiven recherchiert. Ein halbes Jahr 
später habe der russische Geheimdienst wieder für die Schließung der 
Archive gesorgt. Sie habe aber in die Akten Einsicht erhalten und sogar den 
Abschlussbericht von 1952 in Fländen gehabt, der präzise Zahlen über die Zahl der Arbeitssklaven, 
der Verstorbenen und der Lager enthielt. Ihre Forschungsergebnisse hat Klier in dem Buch 
„Verschleppt ans Ende der Welt" und mit ihrem gleichnamigen Dokumentarfilm von 1993 
veröffentlicht. Damit habe sie das, wie sie sagte, elfte Gebot: „Du sollst nicht vergessen" befolgt. 

Die Stiftungspräsidentin, Frau Erika Steinbach (CDU) kritisierte das Fehlen des Oberbürgermeisters 
von Frankfurt, Peter Feldmann (SPD). An seiner Stelle hatte Bürgermeister Uwe Becker (CDU) die 
Gäste in der Paulskirche begrüßt. Er forderte die Türkei auf, den Völkermord an den Armeniern 
endlich als solchen anzuerkennen. Denn nur wenn die Wahrheit ausgesprochen werde, könnten sich 
die Wunden zu schließen beginnen. 



Freya Klier 
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